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VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau am Donnerstag, den 08. September 2022 

Tagungsort: Sitzungssaal 

Beginn:  19:00 Uhr 

Ende: 21:00 Uhr 

Anwesende GR-Mitglieder: 

 

1. Bgm. Markus Hansbauer als Vorsitzender 

2. 1. Vizebgm. Johann Schmidseder 

3. GV Reinhard Windhager 

4. GR Anna Zallinger 

5. GR Anna Wimmer 

6. GR Alois Brunner 

7. GR Franz Schabetsberger 

8. GR Karin Eichinger 

9. GR Sascha Hübsch 

10. GV Michael Desch 

11. GR Unterberger Andreas 

12. GR Johannes Schönbauer 

13. GR Bernhard Rosenberger 

14.  

15.   

16.   

17.   

18.   

19.  

GR-Ersatzmitglieder: 

 

 ER Birgit Trinkfaß für GR Andreas Lengauer 

 ER Stefan Jebinger für GR Thomas Klugsberger  

 ER Maria Schmidseder für GR Marcel Weinberger 

 ER Christian Kalchgruber für GR Günter Humer 

 ER Kerstin Helml für 2. Vizebgm. Franz Arthofer 

 ER Roswitha Krupa für GR Elisabeth Jäger 

 

 

Der Leiter des Gemeindeamtes:  AL Petra Langmaier  

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO.1990): - 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 OÖ. GemO. 1990):  AL Petra Langmaier  

 

Es fehlen: 

 

 entschuldigt: unentschuldigt:  

 GR Andreas Lengauer 

 GR Thomas Klugsberger 

 GR Marcel Weinberger 

 2. Vizebgm. Franz Arthofer 

 GR Elisabeth Jäger 

 GR Günter Humer 
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 

b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder am 

24.08.2022 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 

54 Abs. 1 OÖ. GemO 2002) enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 

zeitgerecht unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der 

Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 09.06.2022 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden 

im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 

Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden 

Sitzung teilgenommen haben, bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind anzugeloben: ER Stefan Jebinger 

 

Folgender Dringlichkeitsantrag wurde gemäß § 46 Abs. 3 OÖ. GemO 2002 eingebracht:  

Aufnahme des Tagesordnungspunktes: 

 

Der Vorsitzende setzt folgenden Tagesordnung von der Tagesordnung ab: 

TOP 17. Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 5 „Schwaben-Süd“ – Behandlung der eingebrachten Stellungnahmen 

(Beratung und Beschlussfassung) 

 

 

Bürgerfragestunde – keine Wortmeldungen  
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Tagesordnung: 

TOP 1. Ernennung des Pflichtbereichskommandanten und seines Stellvertreters für das Gebiet der Marktgemeinde 

Riedau (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 2. Übertragung bei Einsätzen im Betriebsgelände der Firma Leitz (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 3. Bericht des Obmannes des Bau- und Infrastrukturausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 4. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 5. Bericht des Obmannes des Familienausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 6. Bericht des Obmannes des Kulturausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 7. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 8. Bericht des Obmannes des Sanitätsausschusses Riedau-Dorf an der Pram (Kenntnisnahme) 

TOP 9. Verwendung der Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2022 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 10. Einräumung eines Vorkaufsrechtes zugunsten der Marktgemeinde Riedau gemäß Punkt 14. des Kaufvertrages 

vom 05.06.2022 – KG Riedau, Gstnr. 174/12 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 11. Einräumung eines Vorkaufsrechtes zugunsten der Marktgemeinde Riedau gemäß Punkt 14. des Kaufvertrages 

vom 10.06.2022 – KG Riedau, Gstnr. 174/13 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 12. Kaufvertrag „Marktplatz 94“ (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 13. Gestattungsvertrag über die Benützung von öffentlichen Straßen und Wegen und der dazugehörigen Anlagen 

zur Verlegung von Minirohrverbänden laut beiliegenden Lageplänen mit der Firma Fiber Service Oö. GmbH - neuer 

Name: BBOÖ Breitband Oberösterreich GmbH (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 14. Festlegung der Maßnahmen in Form eines Entwicklungskonzeptes (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 15. Angebote – Einreichplanung BVH Kindergarten (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 16. Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.7 - „ehemalige ÖBB-Häuser“ und Änderung des Örtlichen 

Entwicklungskonzeptes Nr. 2.4 – Behandlung der eingebrachten Stellungnahmen (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 17. Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 5 „Schwaben-Süd“– Behandlung der eingebrachten Stellungnahmen 

(Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 18. Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.8 - „Rotes Kreuz“ und Änderung des Örtlichen 

Entwicklungskonzeptes Nr. 2.5 – Einleitung des Verfahrens (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 19. Löschungserklärung Baurecht  – KG Riedau, EZ 536 

TOP 20. Anpassung der Tarife für die Schülerausspeisung ab dem Schuljahr 2022/2023 (Beratung und 

Beschlussfassung) 

TOP 21. Anpassung des Tarifes für den Elternbeitrag für die Busbegleitung beim Kindergartentransport ab dem 

Schuljahr 2022/2023 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 22. Bericht des Bürgermeisters 

TOP 23. Allfälliges 
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TOP 1. Ernennung des Pflichtbereichskommandanten und seines Stellvertreters für das Gebiet der 

Marktgemeinde Riedau (Beratung und Beschlussfassung)  
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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MARKTGEMEINDE RIEDAU 
Marktplatz 32-33 | 4752 Riedau 

www.riedau.at  

 

 

 
  Geschäftszeichen: 160/2022 

  Bearbeiter/in: AL Petra Langmaier 

 E-Mail: langmaier@riedau.ooe.gv.at 

Tel: +43 7764 82 55-18 

Pflichtbereichskommandant 

Anton Schroll, Haberlstraße 44, 4752 Riedau 

(Freiwillige Feuerwehr Riedau) 

 

Pflichtbereichskommandant-Stellvertreter 

David Lindenbauer, Bahnhofstraße 24, 4752 Riedau 

(Betriebsfeuerwehr der Firma Leitz) 

 

Riedau, am 09.09.2022 

 

 

Ernennung des Pflichtbereichskommandanten und  

seines Stellvertreters für das Gebiet der Marktgemeinde Riedau 

 

Bescheid 

Es ergeht aufgrund des Beschlusses des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau vom 08.09.2022 nachstehender 

 

Spruch 

Gemäß § 9 (1) des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 – (Oö. FWG 2015), LGBl 104/2014, wird der Feuerwehrkommandant 

der Freiwilligen Feuerwehr Riedau, Herr Anton Schroll zum Pflichtbereichskommandanten, jedoch längstens für die 

Dauer seiner Funktion als Kommandant, und der Kommandant der Betriebsfeuerwehr, Herr David Lindenbauer, zum 

Pflichtbereichskommandantenstellvertreter, jedoch längstens für die Dauer seiner Funktion als Kommandant, für das 

Gebiet der Marktgemeinde Riedau bestellt. 

 

Begründung 

Nach der Bestimmung des § 8 (1) des O.ö. FWG 2015 ist der Pflichtbereich einer Feuerwehr das Gebiet einer Gemeinde, 

in der sie ihren Standort hat. Haben mehrere Feuerwehren in derselben Gemeinde ihren Standort, hat jede Feuerwehr 

das gesamte Gemeindegebiet als Pflichtbereich. 

Im Gebiet Marktgemeinde Riedau haben die Freiwillige Feuerwehr Riedau und die Betriebsfeuerwehr der Firma Leitz 

ihren Standort. 
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Nach der Bestimmung des § 9 (1) des O.ö. FWG 2015 ist, wenn im Gemeindegebiet nur eine Feuerwehr ihren Standort 

hat, der Kommandant dieser Feuerwehr Pflichtbereichskommandant. Haben im Pflichtbereich mehrere Feuerwehren 

ihren Standort, hat der Gemeinderat der Standortgemeinde unter Berücksichtigung der Schlagkraft der einzelnen 

Feuerwehren des Pflichtbereiches und der Eignung ihrer Kommandanten aus ihren Reihen den 

Pflichtbereichskommandanten und dessen Stellvertreter mit Bescheid zu ernennen. 

Die Freiwillige Feuerwehr Riedau weist im Vergleich zur Betriebsfeuerwehr der Firma Leitz eine erheblich höhere 

Schlagkraft iSd § 1 (3) Z 4 des O.ö. FWG 2015 auf. 

Neben dem als erfüllt anzusehenden Tatbestandsmerkmal der Schlagkraft einer Feuerwehr, verfügt auch der 

Feuerwehrkommandant der Freiwilligen Feuerwehr Riedau Herr Anton Schroll über die im Gesetz angesprochene, 

persönliche Eignung für die Bestellung zum Pflichtbereichskommandanten. Geht man nun von einer wertenden 

Gesamtbetrachtung all dieser Umstände aus, war daher der Feuerwehrkommandant der Freiwilligen Feuerwehr 

Riedau spruchgemäß zum Pflichtbereichskommandanten zu ernennen.  

Die Bestellung von Herrn David Lindenbauer zum Stellvertreter des Pflichtbereichskommandanten konnte deshalb 

erfolgen, da auch dieser über die im Gesetz geforderte, persönliche Eignung verfügt. Er gehört der Betriebsfeuerwehr 

der Firma Leitz als aktives Mitglied an und hat die vorgeschriebene Feuerwehrausbildung mit Erfolg absolviert.  

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht 

erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die 

Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. 

des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt 

sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die 

Beschwerdefrist erst mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen. 

 

Die Beschwerde ist schriftlich beim Gemeindeamt einzubringen und hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, 

2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde), 

3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

4. das Begehren und 

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist. 

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen. 

 

Hinweis zur Gebührenpflicht 

Für die Beschwerde ist eine Eingabegebühr in Höhe von 30,- Euro zu entrichten. Die Gebühr ist auf das Konto des 

Finanzamtes für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel (IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu 

entrichten, wobei auf der Zahlungsanweisung als Verwendungszweck das jeweilige Beschwerdeverfahren 

(Geschäftszahl des Bescheides) anzugeben ist.  

Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mit der „Finanzamtszahlung“ ist als Empfänger das Finanzamt 

für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel (IBAN wie zuvor) anzugeben oder auszuwählen. Weiters sind die 
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Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart „EEE – Beschwerdegebühr“, das Datum des 

Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. 

Der Eingabe ist – als Nachweis der Entrichtung der Gebühr – der Zahlungsbeleg oder ein Ausdruck über die erfolgte 

Erteilung einer Zahlungsanweisung anzuschließen. Für jede gebührenpflichtige Eingabe ist vom Beschwerdeführer 

(Antragsteller) ein gesonderter Beleg vorzulegen. 

 

Der Bürgermeister: 

Markus Hansbauer 

 

Ergeht durchschriftlich per Rsb an: 

1. Pflichtbereichskommandant, Herrn Anton 

Schroll 

2. Pflichtbereichskommandantenstellvertreter, 

Herrn David Lindenbauer 

Ergeht weiters per Mail an: 

1. BFK Schärding- bfk@sd.ooelfv.at  

2. AFK Schärding- afk.2@sd.ooelfv.at  

_______________________ 

1 Schriftlich bedeutet handschriftlich oder in jeder technisch möglichen Form nach Maßgabe der Bekanntmachungen der [bescheiderlassende 

Gemeinde] unter www.gemeinde.gv.at. 

2 Es gelten die Gebührenbefreiungen in § 14 TP 6 Abs 5 Gebührengesetz. 

3 Beachten Sie im Bauverfahren: gemäß § 14 TP 6 Abs 5 Z 20 Gebührengesetz sind die Eingaben der Nachbarparteien von der Gebühr befreit. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass Herr Anton Schroll zum Pflichtbereichskommandanten und Herrn David 

Lindenbauer zum Pflichtbereichskommandanten-Stv. gewählt werden.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 2. Übertragung bei Einsätzen im Betriebsgelände der Firma Leitz (Beratung und 

Beschlussfassung)  
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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MARKTGEMEINDE RIEDAU 
Marktplatz 32-33 | 4752 Riedau 

www.riedau.at  

 
  Geschäftszeichen: 160/2022 

  Bearbeiter/in: AL Petra Langmaier 

 E-Mail: langmaier@riedau.ooe.gv.at 

Tel: +43 7764 82 55-18 

Pflichtbereichskommandant 

Anton Schroll, Haberlstraße 44, 4752 Riedau 

(Freiwillige Feuerwehr Riedau) 

 

Pflichtbereichskommandant-Stellvertreter 

David Lindenbauer, Bahnhofstraße 24, 4752 Riedau 

(Betriebsfeuerwehr der Firma Leitz) 

 

Riedau, am 09.09.2022 

 

 

Übertragung bei Einsätzen im Betriebsgelände der Firma Leitz 

gem. OÖ. Feuerwehrgesetz 2015, LGBl. Nr. 104/2014 

 

Bescheid 

Es ergeht aufgrund des Beschlusses des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau 08.09.2022 und nach Anhörung 

der Landes-Feuerwehrinspektor, der Betriebseigentümer der Fa. Leitz und des Pflichtsbereichskommandanten, sowie 

des Pflichtsbereichskommandant-Stellvertreters nachstehender 

 

Spruch 

Gemäß § 9 (1) des O.Ö. Feuerwehrgesetzes 2015, LGBl. 104/2014 idgF., wurde der Feuerwehrkommandant der 

Freiwilligen Feuerwehr Riedau, Herr Anton Schroll zum Pflichtsbereichskommandanten und der Kommandant der 

Betriebsfeuerwehr der Fa. Leitz, Herr David Lindenbauer, zum Pflichtsbereichkommandanten-Stellvertreter für das 

Gebiet der Marktgemeinde Riedau bestellt.  

Gemäß § 14 (1) des O.Ö. Feuerwehrgesetzes 2015, LGBl. 104/2014 idgF., erfolgt eine Übertragung der Einsatzleitung 

betreffend die Einsätze auf dem Betriebsgelände der Fa. Leitz GmbH & CoKG Riedau, Leitzstraße 80, vom 

Pflichtsbereichkommandanten Anton Schroll an den Pflichtsbereichkommandanten-stellvertreter David Lindenbauer. 
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Begründung 

Nach der Bestimmung des § 8 (1) des O.Ö. FWG ist der Pflichtbereich einer Feuerwehr das Gebiet der Gemeinde, in 

der sie ihren Standort hat. Die Freiwillige Feuerwehr Riedau weist im Vergleich zur Betriebsfeuerwehr der Fa. Leitz 

eine erheblich höhere Schlagkraft iSd § 1 (2) Z 4 des O.Ö. FWG auf. Der Kommandant der Freiwilligen Feuerwehr 

Riedau, Herr Anton Schroll, wurde zum Pflichtsbereichskommandanten des Gemeindegebietes Riedau ernannt. Der 

Kommandant der Betriebsfeuerwehr der Fa. Leitz, Herr David Lindenbauer, wurde zum 

Pflichtsbereichkommandanten-Stellvertreter ernannt. 

Aus einsatztechnischen oder einsatztaktischen Gründen erscheint es sinnvoll, die Einsatzleitung für das 

Betriebsgelände  der Fa. Leitz Ges.m.b.H. & Co.KG., Vormarktstr. 80, Riedau, an den Kommandanten der 

Betriebsfeuerwehr der Fa. Leitz übertragen und Herrn Kommandant Anton Schroll zum Einsatzleiter-Stellvertreter zu 

ernennen.  

Vor Übertragung der Einsatzleitung für das Betriebsgelände der Fa. Leitz wurden der Pflichtsbereichkommandant der 

Landes-Feuerwehrinspektor, sowie die Betriebseigentümer gehört, wobei von allen die Zustimmung dazu erteilt 

wurde. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht 

erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die 

Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. 

des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt 

sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die 

Beschwerdefrist erst mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen. 

 

Die Beschwerde ist schriftlich beim Gemeindeamt einzubringen und hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, 

2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde), 

3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

4. das Begehren und 

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist. 

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen. 

 

Der Bürgermeister: 

Markus Hansbauer 
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Ergeht durchschriftlich per Rsb an: 

1. Pflichtbereichskommandant, Herrn Anton Schroll 

2. Pflichtbereichskommandantenstellvertreter, Herrn David Lindenbauer 

 

Stellungnahmen: 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die Übertragung bei Einsätzen im Betriebsgelände der Firma Leitz an Herrn David 

Lindenbauer übertragen wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 3. Bericht des Obmannes des Bau- und Infrastrukturausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Das Mitglied GR Ing. Alois Brunner gibt einen Bericht zu der Sitzung des Bau- und Infrastrukturausschusses am 

14.07.2022 mit folgender Tagesordnung.  

 

Sitzung des Bau- und Infrastrukturausschusses am 14.07.2022 mit der Tagesordnung:  

• Urnenstelen, Pflasterungsarbeiten 

• Straßen- und Bankettschäden in Riedau 

• Straßenbeleuchtung 

• Halte- und Parkverbot bei den Firmen Demmelbauer/Höglinger 

• Allfälliges 

 

TOP 4. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

Sitzung des Wohnungsausschusses am 25.07.2022  

 

 

 

TOP 5. Bericht des Obmannes des Familienausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Die Obmann-Stv.in. GR Anna Wimmer gibt einen Bericht zu der Sitzung des Familienausschusses am 25.07.2022 mit 

folgender Tagesordnung.  

 

Sitzung des Familienausschusses am 25.07.2022 mit der Tagesordnung:  

• Tarif Schülerausspeisung 

• Tarif Kindergarten-Busbegleitung 

• Allfälliges 
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TOP 6. Bericht des Obmannes des Kulturausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GR Alois Brunner, gibt einen Bericht zu der Sitzung des Kulturausschusses am 22.08.2022 mit folgender 

Tagesordnung: 

 

Sitzung des Kulturausschusses am 22.08.2022 mit der Tagesordnung:  

• Freibad Tarife 2023 

• Allfälliges 

 

GR Andreas Unterberger verlässt den Saal um 19:23 Uhr, wieder retour um 19:24 Uhr. 

 

TOP 7. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GR Sascha Hübsch, gibt einen Bericht zu der Sitzung des Prüfungsausschusses am 06.09.2022 mit folgender 

Tagesordnung: 

 

Sitzung des Prüfungsausschusses am 06.09.2022 mit der Tagesordnung:  

• Belegprüfung 1. HJ 2022 

• Baulandmobilisierung 

• Angebot ABA/WVA, Erweiterung 2021 – Aufschließung Pomedt II prüfen 

• Allfälliges 

 

GV Michael Desch verlässt den Saal um 19:32 Uhr, wieder retour um 19:35 Uhr. 

 

TOP 8. Bericht des Obmannes des Sanitätsausschusses Riedau-Dorf an der Pram (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GV Reinhard Windhager, gibt einen Bericht zu der Sitzung des Sanitätsausschusses Riedau-Dorf an der 

Pram am 30.08.2022 mit folgender Tagesordnung: 

 

Sitzung des Sanitätsausschusses Riedau-Dorf an der Pram am 30.08.2022 mit der Tagesordnung:  

• Zuerkennung der Pension von Dr. Peter Mooseder 

• Nachbesetzung Gemeindearzt/-ärztin 

• Allfälliges 
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TOP 9. Verwendung der Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2022 (Beratung und Beschlussfassung)  
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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AL Petra Langmaier erläutert das Schreiben vom Amt der Oö. Landesregierung und schlägt vor die Sonder-

Bedarfszuweisungsmittel in der Höhe von 59.600,00 Euro in der operativen Gebarung zu vereinnahmen und je nach 

finanzieller Lage der Gemeinde bei einem Projekt zu vereinnahmen. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die Sonder-Bedarfszuweisungsmitteln in der Höhe von 59.600,00 Euro in der 

operativen Gebarung zur Deckung des Kassenkredites vereinnahmt werden und je nach finanzieller Lage der Gemeinde 

bei einem Projekt zugeführt werden. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 10. Einräumung eines Vorkaufsrechtes zugunsten der Marktgemeinde Riedau gemäß Punkt 14. 

des Kaufvertrages vom 05.06.2022 – KG Riedau, Gstnr. 174/12 (Beratung und Beschlussfassung)  

  

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt:  

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

 

Die für die Baulandsicherung relevanten Texte in den Verträgen zu TOP 10 
und TOP 11 unterscheiden sich nicht von dem in der Gemeinderatsitzung am 
9.6.2022 unter TOP 7 beschlossenen Vertrag. Sie wurden daher nicht 
anonymisiert und werden hier nicht veröffentlicht.   

  

 

  



-1
9

-  
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Beschluss:  

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den gegenständlichen Kaufvertrag betreffend Einräumung des Vorkaufsrechts 

zugunsten der Marktgemeinde Riedau zu beschließen.  

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.   
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TOP 11. Einräumung eines Vorkaufsrechtes zugunsten der Marktgemeinde Riedau gemäß Punkt 14. 

des Kaufvertrages vom 10.06.2022 – KG Riedau, Gstnr. 174/13 (Beratung und Beschlussfassung)  

  

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt:  

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

Die für die Baulandsicherung relevanten Texte in den Verträgen zu TOP 10 
und TOP 11 unterscheiden sich nicht von dem in der Gemeinderatsitzung am 
9.6.2022 unter TOP 7 beschlossenen Vertrag. Sie wurden daher nicht 
anonymisiert und werden hier nicht veröffentlicht.   
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den gegenständlichen Kaufvertrag betreffend Einräumung des Vorkaufsrechts 

zugunsten der Marktgemeinde Riedau zu beschließen. 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 12. Kaufvertrag „Marktplatz 94“ (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 



 

-2
7

- 

  

 



 

-2
8

- 

 

 



 

-2
9

- 

 

 



 

-3
0

- 

 

 



 

-3
1

- 

 



 

-3
2

- 

 

 



 

-33- 

 

 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den gegenständlichen Kaufvertrag für die Liegenschaft „Marktplatz 94“ vollinhaltlich 

zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.   
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TOP 13. Gestattungsvertrag über die Benützung von öffentlichen Straßen und Wegen und der 

dazugehörigen Anlagen zur Verlegung von Minirohrverbänden laut beiliegenden Lageplänen mit der 

Firma Fiber Service Oö. GmbH - neuer Name: BBOÖ Breitband Oberösterreich GmbH (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

 

GESTATTUNGSVERTRAG 
 

über die Benützung von öffentlichen Straßen und Wegen – Straßenquerungen – betroffene Grundstücke: 

 

lt. Planunterlagen 

und der dazu gehörigen Anlagen zur Verlegung von 

· Minirohrverbänden laut beiliegenden Lageplänen 

 

Die Straßenverwaltung der Marktgemeinde Riedau bewilligt hiermit der Firma BBOÖ Breitband Oberösterreich 

GmbH, (im Folgenden kurz Nutzungsberechtigte genannt) aufgrund des Ersuchens gemäß § 7 O.ö. Straßengesetz 1991, 

LGB1 84/1991, im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung der Marktgemeinde Riedau zum Zwecke der Verlegung 

von Minirohrverbänden nach Maßgabe der beigeschlossenen Lagepläne unter folgenden Bedingungen und Auflagen: 

 

1. Die Nutzungsberechtigte hat im Straßenbereich die Anlage gemäß den gleichzeitig genehmigten Plänen auf 

ihre Kosten und Gefahren nach den Weisungen der Gemeindestraßenverwaltung nach den dafür geltenden 

besonderen gesetzlichen Bestimmungen zu errichten und zu erhalten. Sie hat auch alle jene Kosten zu 

ersetzen, die infolge Herstellung, Bestand, Änderung oder Beseitigung ihrer Anlagen der 

Gemeindestraßenverwaltung erwachsen. Diese Ersatzpflicht erstreckt sich sowohl auf die besondere, aus 

Anlass der Straßengrundbenützung erforderlichen baulichen Herstellung an der Straße und deren Anlagen, als 

auch auf einen allfälligen Mehraufwand für die Straßenerhaltung. 

 

Insbesondere hat die Nutzungsberechtigte die Anlagen so herzustellen, zu erhalten und zu betreuen, dass 

hierdurch weder der Straßenbestand noch der Verkehr auf der Straße beeinträchtigt werden. Allfälligen 

diesbezüglichen Anordnungen der Gemeindestraßenverwaltung hat die Nutzungsberechtigte unverzüglich 

nachzukommen. 

 

Die Ausführung von Bauarbeiten zur Herstellung der Einrichtung hat durch befugte Gewerbebetreibende zu 

erfolgen. 
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Auch die Kosten der Herstellung und Erhaltung jener Maßnahmen, die zur Sicherung der Straßen oder deren 

Anlagen erforderlich sind, hat die Nutzungsberechtigte zu tragen. Allfällige bauliche Umgestaltungen an der 

Straße und den dazugehörigen Anlagen, die infolge des Baues oder Bestandes der Nutzungsberechtigten 

bewilligten Anlage erforderlich werden, gehen entschädigungslos in das Eigentum der Gemeinde über. 

Arbeiten jeder Art in oder am Straßenkörper und den dazugehörigen Anlagen dürfen nur im Einvernehmen 

mit der Gemeindestraßenverwaltung ausgeführt werden. 

 

Der Beginn der Arbeiten auf Straßengrund ist der Straßenverwaltung mind. 3 Arbeitstage vor dem 

vorgesehenen Baubeginn schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige hat den Baubeginn und die voraussichtliche 

Dauer der Bauarbeiten zu enthalten. Der vorläufige Abschluss der Bauarbeiten auf Straßengrund und die 

endgültige Fertigstellung sind der Straßenverwaltung schriftlich anzuzeigen. Auf Verlangen der 

Gemeindestraßenverwaltung ist eine Begehung unter Beiziehung eines Vertreters des 

Wegerhaltungsverbandes zur Feststellung der ordnungsgemäßen Durchführung der Arbeiten durchzuführen.  

 

2. Die Nutzungsberechtigten haben nachfolgende Auflagen zu erfüllen und die folgenden Hinweise zu beachten: 

 

2.1. Der Minirohrverbund ist plan- und fachgemäß zu verlegen. Die Anlage ist entsprechend den Vorschriften und 

den Leitsätzen der ÖVE auszuführen. Nach Abschluss der Verlegearbeiten ist ein Lageplan mit der genauen 

Situierung der Leitungen der Marktgemeinde Riedau kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

Nach Abschluss der Verlegearbeiten ist ein Lageplan in elektronischer Form in Dateiformat klm mit der 

genauen Situierung der Leitungen der Marktgemeinde Riedau zur Verfügung zu stellen. Außer es gibt zum 

Zeitpunkt der Fertigstellung eine ÖO-Lösung vom Land Oberösterreich. Der Lageplan darf seitens der 

Marktgemeinde Riedau an keine dritten Personen weitergegeben werden“. 

 

2.2. Mit Rücksicht auf die gut erhaltene Fahrbahndecke hat die Verlegung der Minirohrverbände nach Möglichkeit 
ohne Aufgrabung des Straßenkörpers zu erfolgen. Die Durchbohrung ist so durchzuführen, dass zwischen 

Leitungsrohr und Erdkörper kein Hohlraum entsteht und somit keine Setzungen auftreten können. 

 

2.3. Die genaue Festlegung der Rohrleitungstrasse ist mit einem Vertreter der Gemeindestraßenverwaltung (Bgm. 
Markus Hansbauer) vorzunehmen, wobei die Rohre, soweit dies die Verbauung gestattet, außerhalb der 

Fahrbahn und wenn möglich auch außerhalb des Bankettes zu verlegen ist. Bei Querungen darf die Künette 
nicht rechtwinkelig zur Straßenachse angelegt werden, sondern muss diese mindestens um einen Winkel von 

15 Grad (4 : 1), maximal jedoch 30 Grad (2 : 1) verschwenkt werden. 

 

2.4. Es obliegt der Nutzungsberechtigten, bei einem nicht einwandfreien Zustand der Straße gemeinsam mit der 

zuständigen Gemeindestraßenverwaltung eine Beweisaufnahme vorzunehmen. Unterlässt sie dies, so ist von 
einem einwandfreien Zustand auszugehen. 

 

2.5. Die Künettenränder sind beim Öffnen und vor Wiederverschließen der Künette durch jeweils geradliniges 

Durchschneiden oder Fräsen der Fahrbahnkonstruktion herzustellen. 

 

2.6. Die Verfüllung der Künette ist mit geeignetem Material vorzunehmen. Über die Eignung des Materials ist das 

Einvernehmen mit der Gemeindestraßenverwaltung herzustellen. Dieses Material ist entsprechend den 

einschlägigen technischen Vorschriften in Lagen einzubauen und zu verdichten. Nicht verdichtbares Material 
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ist auszutauschen. Die Verfüllung der Künette hat sowohl im Unterbau als auch in den Tragschichten mit dem 

Material zu erfolgen, welches dem anstehenden Straßenkörper gleichwertig ist. (Frost-Setzungsverhalten) 

 

2.7. Die Kosten für die Errichtung, die Erhaltung und allfällige Änderung der Einrichtung sind vom 

Nutzungsberechtigten zu tragen. Der Nutzungsberechtigte nimmt zur Kenntnis, dass dies auch für den Fall gilt, 

dass eine Änderung oder Entfernung der Einrichtung zur Durchführung eines Straßenbauvorhabens 

erforderlich sind. 

 

Der Nutzungsberechtigte hat der Straßenverwaltung alle Kosten zu ersetzen, die ihr aus der Herstellung, dem 

Bestand, der Änderung oder der Beseitigung der Einrichtung erwachsen. 

 

Alle baulichen Umgestaltungen an der Straße und den dazugehörigen Anlagen gehen entschädigungslos in das 

Eigentum der Straßenverwaltung über. 

 

2.8. Die Gemeindestraßenverwaltung ist berechtigt, bei augenscheinlicher, vertragswidriger Arbeitsdurchführung 

eine Bauaufsicht auf Kosten der Nutzungsberechtigten anzuordnen. 

 

2.9. Für die fachgerechte Wiederherstellung der Straßenkonstruktion ist die RVS 13.543 (Ausgabe Oktober 1993) 

einzuhalten. Die Fahrbahn ist entsprechend dem Stand der Technik in einwandfreiem Zustand 

wiederherzustellen. 

 

2.10. Die Breite der Wiederherstellung der Fahrbahn außerhalb der Künetten und der 20 cm breiten Übergriffe wird 
über Antrag der Nutzungsberechtigten von der Gemeindestraßenverwaltung an Ort und Stelle festgelegt und 

richtet sich nach der Tiefe der Künette, der Sorgfalt der Arbeiten und der Beeinträchtigung der angrenzenden 

Fahrbahnflächen durch die Grabarbeiten. 

 

2.11. Der Künettenbereich ist von der Nutzungsberechtigten bis zur Übernahme der endgültig instand gesetzten 
Künette ständig zu beobachten und in einem verkehrssicheren Zustand zu erhalten. Auftretende Setzungen 

sind laufend zu beheben. 

 

2.12. Die durch die Rohrleitungsführung beanspruchten Straßengrundflächen außerhalb der Straßenfahrbahnen 

sind nach Fertigstellung der Arbeiten wieder in einwandfreien Zustand zu versetzen. Sämtliche Änderungen 
an Straßenböschungen, Straßengräben, Gehsteigen, Banketten, Leiteinrichtungen, Drainagen, Verrohrungen 

usw. sind von der Nutzungsberechtigten auf ihre Kosten wieder in den einwandfreien Zustand zu versetzen. 

 

2.13. Nachträglich auftretende Fahrbahnsetzungen im Künettenbereich innerhalb eines Zeitraumes von 3 Jahren 

nach Belagsaufbringung sind unaufgefordert, längstens aber innerhalb von 14 Tagen nach Aufforderung durch 

die Gemeindestraßenverwaltung fachgerecht instand zu setzen. 

 

2.14. Die Fertigstellung der Arbeiten auf Straßengrund ist schriftlich der zuständigen Gemeindestraßenverwaltung 

anzuzeigen, die hierauf eine Begehung (vorläufige Übernahme) ist ein Protokoll abzufassen. Eine endgültige 

Abnahme kann erst nach Beseitigung von allfälligen dabei festgestellten Mängeln erfolgen. Die 

Gewährleistungsfrist beginnt mit dem Tag der vorläufigen Übernahme. 
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2.15. Die bauausführende Firma ist von diesem Vertrag in Kenntnis zu setzen und über die einzelnen 

Vorschreibungen bezüglich Wiederherstellung zu informieren. 

2.16. Mindestens 4 Wochen vor Beginn der Arbeiten ist das Einvernehmen mit anderen Leitungsträgern 
herzustellen, um Schäden an eventuell vorhandenen Kabeln und Leitungen zu vermeiden. 

 

2.17. Die Arbeitsstelle ist vom Bauführer ausreichend zu kennzeichnen, dafür ist bei der zuständigen Behörde die 

straßenpolizeiliche Bewilligung gemäß § 90 StVO 1960 zu erwirken. Es ist verboten, außerhalb der 

Baustellenabsicherung Materialien auf Straßengrund zu lagern oder Fahrzeuge dort abzustellen. Falls im Zuge 

der Bauarbeiten eine Verschmutzung der Fahrbahn eintritt, ist für eine sofortige Reinigung zu sorgen. 

 

2.18. Müssen Grenzsteine im Zuge der Arbeiten entfernt werden, so muss die Wiederversetzung der Grenzsteine 

durch einen Zivilgeometer auf Kosten der Nutzungsberechtigten im Einvernehmen mit der 

Straßenverwaltung durchgeführt werden. 

 

3. Die Gemeindestraßenverwaltung kann gemäß § 7 Abs. 3 des O.ö. Straßengesetzes 1991 eine Änderung der 

Anlage dann verlangen, wenn dies wegen allfälliger Schäden an der Straße, wegen sonstiger 

Beeinträchtigungen des Gemeindegebrauches oder der Durchführung eines Straßenbauvorhabens notwendig 

wird. Weiters kann die Gemeindestraßenverwaltung bzw. die Gemeinde eine Änderung der Anlage dann 

verlangen, wenn dies wegen der Verlegung von Leitungen der Marktgemeinde Riedau, welcher Art auch 
immer, von der Gemeinde für erforderlich erachtet wird. Die Kosten hierfür sind von der 

Nutzungsberechtigten zu tragen. 

 

4. Die Nutzungsberechtigte haftet der Marktgemeinde Riedau (Gemeindestraßenverwaltung) für alle 

unmittelbar oder mittelbar durch ihre Anlage herbeigeführten Schäden und hat die Marktgemeinde Riedau 
(Gemeindestraßenverwaltung) auch von Ansprüchen, die Dritte wegen solcher Schäden erheben, schad- und 

klaglos zu halten. Die Nutzungsberechtigte hat weiters keinerlei Anspruch auf Ersatz der nicht schuldhaften 

Beschädigung oder Störung des Betriebes ihrer Anlage, die durch den Straßenverkehr oder Arbeiten der 

Gemeindestraßenverwaltung, der Gemeinde bzw. ihrer Beauftragten an ihren Anlagen etwa verursacht 

werden. Mit den Eigentümern anderer Anlagen, die auf Straßengrund in diesem Bereich bereits vorhanden 

sind, hat die Nutzungsberechtigte das Einvernehmen herzustellen. Erforderlichenfalls behält sich die 

Gemeindestraßenverwaltung eine Entscheidung vor. 

 

5. Dieser Vertrag wird unentgeltlich abgeschlossen. Abgesehen davon wird die Vereinbarung grundsätzlich 

unbefristet abgeschlossen. 

 

6. Ein Wechsel in der Verfügungsmacht an der Einrichtung ist der Gemeindestraßenverwaltung schriftlich 

anzuzeigen. 

 

7. Dieser Vertrag geht auf Seiten des Nutzungsberechtigten auf Rechtsnachfolger in der Verfügungsmacht der 
Einrichtung über, sofern der Rechtsnachfolger sämtliche in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten 

vollinhaltlich übernimmt. Der Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, einen allfälligen Rechtsnachfolger 

nachweislich über diesen Vertrag in Kenntnis zu setzen und die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten auf 

den Rechtsnachfolger zu überbinden. 

 

Der Nutzungsberechtigte hat die Straßenverwaltung über jede Rechtsnachfolge unverzüglich schriftlich zu 

informieren. Der Rechtsnachfolger hat unverzüglich gegenüber der Straßenverwaltung zu bestätigen, dass er 

in diesen Vertrag anstelle des Nutzungsberechtigten eingetreten ist. 
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Solange der Straßenverwaltung keine Mitteilung über eine Rechtsnachfolge zugeht, kann sie ohne weiteres 

davon ausgehen, dass keine Rechtsnachfolge vorliegt. Die Straßenverwaltung kann alle diesen Vertrag 

betreffenden Erklärungen und Mitteilungen, insbesondere auch einen Widerruf, auch mit Wirkung für einen 

allfälligen Rechtsnachfolger dem Nutzungsberechtigten zustellen. 

 

Die Straßenverwaltung nimmt zur Kenntnis, dass der Nutzungsberechtigte Dritten Nutzungsrechte oder 

Mitnutzungsrechte an seinen Einrichtungen einräumen kann. Durch eine solche Einräumung von 

Nutzungsrechten tritt keine Rechtsnachfolge auf Seiten des Nutzungsberechtigten ein. Der 

Nutzungsberechtigte ist nicht verpflichtet, eine eingeräumte Nutzung oder Mitbenutzung seiner Einrichtung 

der Straßenverwaltung anzuzeigen. 

 

8. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt 

auch für ein Abgehen vom Schriftformerfordernis. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

 

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der 

übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung 

durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am 

ehesten entspricht. 

 

Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, von denen jeder Vertragsteil eine Ausfertigung erhält. 

 

Für alle Streitigkeiten au diesen Vertrag wird der Gerichtsstand des für die Marktgemeinde Riedau örtlich und 

sachlich zuständigen Gerichts vereinbart. 

Soweit in diesem Vertrag auf das Oö. Straßengesetz 1991 verwiesen wird, beziehen sich die Verweise auf die im 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltende Fassung. Im Falle einer Änderung der betreffenden Bestimmungen des 

Oö. Straßengesetzes 1991 treten an die Stelle der im Vertrag angeführten Bestimmungen die entsprechenden 

Nachfolgebestimmungen. 

 

 

Für die Gemeinde: 

Dieser Gestattungsvertrag wurde in der Gemeinderatssitzung vom XX.XX.XXXX beschlossen. 

 

 

 

 

Riedau, am         ............................... .................................................................. 

        Bürgermeister Markus Hansbauer 
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Für die Nutzungsberechtigten: 

 

 

___________, am  ............................... 

 

  

  ....................................................... 
                                                           für die BBOÖ Breitband Oberösterreich GmbH   

Je eine Gleichschrift des Vertrages erhalten: 

1. Marktgemeinde Riedau  

2. BBOÖ Breitband Oberösterreich GmbH 

 

Beilagen/Planauszüge:  
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Technische Bestimmungen 

 

Verlegung einer Kabelleitung/ eines Minirohrverbandes  

 

1. Die Minirohrverbände samt deren Nebenanlagen ist sach- und fachgemäß nach den einschlägigen Normen 

technischen Inhalts und den Richtlinien für den Straßenbau (RVS), jeweils in der zum Zeitpunkt der Bauausführung 

geltenden Fassung und nach dem letzten Stand der Technik zu verlegen. 

 

2. Die Minirohrverbände sind mit Ausnahme der nachstehenden Festlegungen hinsichtlich der Verlegetiefe und dem 

Winkel bei Straßenquerungen entsprechend den ÖVE Richtlinien zu verlegen. 

 

3. Verlegetiefe (zusätzlich zu den ÖVE-L20 Bestimmungen): 

im Fahrbahnbereich (incl. Bankette): 

Die Verlegetiefe der Minirohrverbände ist so zu wählen, dass die Überdeckung der Minirohrverände  mindestens 

70 cm (gemessen von der Fahrbahnoberkante bis zur Oberkante der Kabelleitung (Schutzrohr) beträgt. 

in Gehsteigen, Geh- bzw. Radwegen: 

Die Kabellegung ist in einer Verlegetiefe von mind. 70 cm auszuführen. 

In besonders begründeten Einzelfällen ist hinsichtlich der Verlegetiefe das Einvernehmen mit der 

Straßenverwaltung (Gemeindeamt bzw. Wegeerhaltungsverband Eisenwurzen) herzustellen. 

 

4. Die Querung der Fahrbahn / Längsführung hat soweit wie möglich ohne Aufgrabung des Straßenkörpers zu 

erfolgen. 

Die grabungslose Leitungsverlegung hat so zu erfolgen, dass zwischen Leitungsrohr und Erdkörper kein Hohlraum 

entsteht und somit keine Setzungen im Straßenkörper auftreten können. 

 

Wenn die Verlegung längs der Straße mittels Pflug erfolgt, muss ein Abstand zur Asphaltkante von mindestens 50 

cm eingehalten werden! 

Falls die lokale Situation diese 50 cm nicht ermöglicht (z.B. kein Leitungsrecht vom angrenzenden 

Grundstückseigentümer vorliegt, räumlich nicht durchführbar etc.) können in Abstimmung mit der 

Straßenverwaltung kleinere Abstände vereinbart werden.  

 

5. Sämtliche Kabellegungen in offener Bauweise sind mittels Warnbänder im Leitungsgraben zu kennzeichnen. 

 

6. Die genaue Festlegung der Leitungstrasse ist mit einem Vertreter der Straßenverwaltung im Beisein eines Organes 

des Wegeerhaltungsverbandes Eisenwurzen  vorzunehmen. 

 

7. Der Minirohrverband ist außerhalb der Fahrbahn zu verlegen. 
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8. Bei Verlegung innerhalb der Fahrbahn muss die Trasse so gewählt werden, dass die Schachtabdeckungen in der 

Mitte der Fahrbahn zu liegen kommen. Bei jeder Aufbringung einer neuen bituminös gebundenen Schichte sind 

diese Schachtabdeckungen je nach Erfordernis auf Kosten des Berechtigten an das neue Niveau anzugleichen. 

 

9. Die Schachtabdeckungen und andere Straßeneinbauten sind bis max. 5 mm unter Niveau der endgültigen 

Fahrbahn einzubauen. 

 

10. Es obliegt dem Berechtigten, bei einem nicht einwandfreien Zustand der Straße gemeinsam mit der 

Straßenverwaltung im Beisein eines Organes des Wegeerhaltungsverbandes Eisenwurzen eine Beweisaufnahme 

vorzunehmen. Unterlässt er dies, so ist von einem einwandfreien Zustand auszugehen. 

 

11. Die Ränder des Leitungsgrabens sind beim Öffnen und vor Wiederverschließung des Leitungsgrabens durch jeweils 

geradliniges Durchschneiden oder Fräsen der Fahrbahnkonstruktion herzustellen. 

 

12. Wiederverfüllung der Leitungsgräben: 
Die Verfüllung der Leitungsgräben hat im Unterbau (Verfüllzone) mit dem Material zu erfolgen, welches dem 

anstehenden Straßenkörper gleichwertig ist (Frost–, Setzungs-verhalten). Dieses Material ist entsprechend den 

einschlägigen technischen Vorschriften in Lagen einzubauen und zu verdichten. Nicht verdichtbares Material ist 

auszutauschen. 

Die Verfüllung der Leitungsgräben im Bereich der ungebundenen Tragschichten (Instand-setzungszone) hat mit 

frostsicherem Material – Kantkörnung – zu erfolgen. 

 

13. Wiederverfüllen der Leitungsgräben: 

Für die Verdichtung von wiederverfüllten Gräben in der "Instandsetzungszone" (ungebundene Tragschichte) wird 

eine Mindestanforderung von EV1 ≥ 35 MN/mm2  vereinbart.  

 

14. Die fachgerechte Wiederherstellung der Straßenkonstruktion ist gemäß RVS 13.01.43  

– "Straßeninstandsetzung / Instandsetzung nach Grabungsarbeiten" – durchzuführen. 

Die Erdarbeiten sind gemäß den Bestimmungen der RVS 08.03.01 – "ERDARBEITEN" – und die ungebundenen 

Tragschichten entsprechend den Bestimmungen der RVS 08.15.01 – "Ungebundene Tragschichten" –  

auszuführen. 

Die bituminösen Arbeiten sind entsprechend den Bestimmungen der nachfolgend angeführ-ten RVS-Richtlinien 

und Normen auszuführen: 

ÖN B 3130   Gesteinskörnungen für Asphalte und 

 Oberflächenbehandlungen für Straßen, Flugplätze und 

 andere Verkehrsflächen  

ÖN EN 13108-1  Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen –Asphaltbeton 

ÖN B 3508 Bitumen und bitumenhaltige Bindemittel – Anforderungen an kationische 

 Bitumenemulsionen 

ÖN B 3580-1  Asphaltbeton – Regeln zur Umsetzung der ÖNORM 13108 -1 

 Empirischer Ansatz 

RVS 11.01.11   Baustellentafeln    
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RVS 11.06.22   Prüfverfahren – Steinmaterial, Probenahme aus ungebundenen Tragschichten 

RVS 08.16.01 Anforderungen an Asphaltschichten 

RVS 08.97.05  Anforderungen an Asphaltmischgut 

RVS 11.03.21 Asphalt und Asphaltschichten, Prüfung und Abrechnung,   

 Abrechnungsbeispiele 

RVS 11.06.58 Bauprodukte u. Bauleistungen    

 

15. Für die endgültige Instandsetzung des Straßenoberbaues werden folgende Schichtstärken vorgeschrieben: 

Fahrbahn : 

- mind.  40 cm ungebundene untere Tragschichte (Frostschutzschichte) 

-  10 cm ungebundene obere Tragschichte (mech.stab.Tragschichte, Kantkörnung) 

-    8 cm bituminöse Tragdeckschicht, Typ AC 16 deck, 70/100, A5, G8 

Die seitliche Verbindung der bituminösen Tragdeckschicht mit dem Altbestand und mit Straßeneinbauten 

(Schächten) hat mit einem schmelzbaren Bitumen-Fugenband oder mittels Nahtflankenanstrich zu erfolgen. 

 

16. Die Breite einer allfälligen Wiederherstellung der Fahrbahn außerhalb des Leitungsgrabens und der mind. 20 cm 

breiten Übergriffe wird von der Straßenverwaltung im Beisein eines Organes des Wegeerhaltungsverbandes 
Eisenwurzen  an Ort und Stelle festgelegt. 

 

17. Verbleiben von den Rändern des Leitungsgrabens bis zu den Begrenzungen  

(z.B. Randsteine, Spitzgraben, andere Künettenränder, Einfassungen, Hausmauern) oder bis zum Rand der 

befestigten Fläche weniger als 50 cm Breite, dann sind diese Straßenteile auf die gesamte Dicke und Breite der 
bituminös gebundenen Tragschichte abzutragen und gänzlich zu erneuern. 

 

18. Befindet sich der Leitungsgraben am Fahrbahnrand, so dass die Verbindung zum bestehenden bituminösen 

Oberbau nur einseitig hergestellt werden kann, muss die Breite der neuen bituminösen Tragschichte mindestens 

50 cm betragen 

 

19. Nach dem Abklingen der Setzungen, frühestens aber nach einer Winterperiode, ist die bituminöse 

Tragdeckschichte nach dem Entfernen der provisorischen Instandsetzung unter Berücksichtigung der Übergriffe 

unmittelbar herzustellen.  

 

20. Der Bereich des Leitungsgrabens ist vom Berechtigten bis zur Übernahme des endgültig instandgesetzten 

Leitungsgrabens ständig zu beobachten und in einem verkehrssicheren Zustand zu erhalten. Auftretende 

Setzungen sind durch den Berechtigten laufend zu beheben. 

 

21. Die durch Leitungsführung beanspruchten Straßengrundflächen einschließlich aller Nebenanlagen außerhalb der 

Straßenfahrbahn sind nach Fertigstellung der Arbeiten wieder in den ursprünglichen Zustand zu versetzen. 

 

22. Der Berechtigte hat der Straßenverwaltung im Anlassfall die Leitungstrasse zeitgerecht und ohne Kostenersatz in 

der Natur zu kennzeichnen. 
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Plan. 

 

 

 

GR Bernhard Rosenberger fragt nach, ob bei der Energie AG nicht fünf Jahre abgeschlossen worden sind, da wir es 

einmal bei der Bauausschusssitzung behandelt haben.  

AL Petra Langmaier erläutert, dass beim letzten Gestattungsvertrag mit der Energie AG fünf Jahre für die 

Gewährleistungsfrist abgeschlossen worden sind. Da die Arbeiten von der Fa. Hasenöhrl bereits durchgeführt worden 

sind und der Gestattungsvertrag mit der Fiber Service verabsäumt worden ist, wird dieser im Nachhinein abgeschlossen. 

GV Michael Desch hat sich diesbezüglich auch erkundigt. Das Bauvorhaben ist fast abgeschlossen, es kommt sicher nicht 

gut, wenn wir im Nachhinein daherkommen und fünf Jahre für die Gewährleistung wollen. In Zukunft sollten wir schon 

schauen, dass es fünf Jahre sind. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den gegenständlichen Gestattungsvertrag vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.   
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TOP 14. Festlegung der Maßnahmen in Form eines Entwicklungskonzeptes (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

 

Matthias.Schinagl@bildung-ooe.gv.at <Matthias.Schinagl@bildung-ooe.gv.at>  

Gesendet: Donnerstag, 9. Juni 2022 10:11 

An: Gemeinde (Gemeinde Riedau) <gemeinde@riedau.ooe.gv.at> 

Betreff: Vorgangsweise Vorhaben KBBE [secure] [signed OK] 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Wie telefonisch besprochen fasse ich nochmals die erforderlichen weiteren Schritte für das geplante 

Kindergartenvorhaben zusammen: 

- erster Schritt: Bedarfserhebung in der Gemeinde als Grundlage für die Ausarbeitung eines 

Entwicklungskonzepts (§ 17 Oö. KBBG), Festlegung zukünftiger Maßnahmen in Form eines 

Entwicklungskonzepts (Beschlussfassung durch Gemeinderat), vor Beschlussfassung ist den Trägern in der 

Gemeinde (Hilfswerk und Pfarrcaritas), den Nachbargemeinden und dem Land (Bildungsdirektion) Gelegenheit 

zur Stellungnahme zu geben; Informationen zum Thema Bedarfserhebung und Entwicklungskonzept finden 

Sie auf der Website https://www.ooe-kindernet.at/471.htm, wo unter anderem ein Leitfaden für das 

Entwicklungskonzept, ein Vorlagendokument für eine Elternbefragung und ein allgemeines Merkblatt zum 

Thema „Deckung des Bedarfs Kinderbetreuungsplätze“ abrufbar ist; ich empfehle, im Zuge der 

Bedarfserhebung ein besonderes Augenmerk auch auf die Situation im Bereich der U3-Kinder zu legen – für 

das Bauvorhaben könnte man andenken, einen Gruppenraum so einzuplanen, dass er entweder als 5. KG-

Gruppe oder 2. KS-Gruppe nutzbar ist (wenn die aufgrund der längerfristigen Bedarfseinschätzungen der 

Gemeinde erforderlich sein sollte) 

 

- zweiter Schritt: Bedarfsprüfung für das konkret geplante Vorhaben – zB Schaffung Dauerlösung für 2 KS-

Gruppen und 4 KG-Gruppen, bei der eine KS-Gruppe so vorgesehen werden soll, dass sie auch als 

Kindergartengruppe verwendet werden kann; für die Bedarfsprüfung sind das Formular Bedarfsprüfung (E73) 

und die Beilagenblätter für Krabbelstube (E73a) und Kindergarten (E73b) und das aktuelle 

Entwicklungskonzept vorzulegen – die Formularvorlagen sind auf der oben angeführten Website abrufbar; aus 

meiner Sicht ist es okay, wenn das Entwicklungskonzept im Entwurf (also das nicht beschlossene 

Entwicklungskonzept) beigelegt wird 

 

- wie angekündigt sind wir um eine rasche Bearbeitung der Bedarfsprüfung bemüht – eine schnelle Bearbeitung 

ist vor allem dann möglich, wenn die Unterlagen vollständig vorliegen und gut aufbereitet sind 
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Eingebrachte Stellungnahmen:  
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GV Michael Desch man kann es noch nicht genau sagen, er ist der Meinung, dass es momentan nicht gut ausschaut, 

dass eine fünfte Kindergartengruppe gefördert wird. Die Zahlen in der Krabbelstube gehen eher zurück, derzeit sind es 

sechs Kinder.  

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den gegenständlichen Entwicklungskonzept für Kinderbildungs- und 

betreuungsplätze der Marktgemeinde Riedau vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.   
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TOP 15. Angebote – Einreichplanung BVH Kindergarten (Beratung und Beschlussfassung)   
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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GR Karin Eichinger fragt nach, warum es nur ein Angebot für die Einreichplanung gibt bzw. warum nicht mehr Angebote 

eingeholt worden sind? 

Bgm. Markus Hansbauer gibt bekannt, dass es zwischen den Fraktionsobmännern, AL Petra Langmaier und Herrn Josef 

Buchinger ein ausführliches Gespräch gab. Wir waren uns alle einig, dass wir mit Herrn Buchinger das Projekt 

durchführen wollen, aufgrund dessen haben wir das Angebot eingeholt. 

GR Karin Eichinger findet, dass es sinnvoll gewesen wäre, wenn wir mehr Angebote eingeholt hätten, zum Preise 

vergleichen. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder erläutert, dass wir auch in einer anderen Gemeinde Erkundigungen eingeholt haben. 

Die Gemeinde Wernstein hat auch das Projekt mit Herrn Buchinger durchgeführt und ca. 10 % der Gesamtsumme des 

Projektes dafür bezahlt.  

GR Bernhard Rosenberger gibt bekannt, dass er auch bei dem ausführlichen Gespräch mit Herrn Buchinger dabei war, 

und er ist sich auch sicher, dass das Projekt sicher passen wird. Bzgl. Holzbau hätte er noch den Wunsch, dass ein 

Gespräch mit Herrn Thoma geführt wird. Er ist der Meinung, dass Herr Buchinger keinen Holzbau machen will. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder man kann sich sicherlich vernünftige Sachen anhören. Warum sollten wir dies nicht 

auch diskutieren, bei so einem großen Projekt ist jede Diskussion wertvoll. 

Bgm. Markus Hansbauer glaubt auch nicht, dass es so abwegig ist, dass man das Projekt nicht mit Holz machen könnte. 

GV Reinhard Windhager findet, dass das Wichtigste ist, dass die Einreichplanung beschlossen wird und diese auch 

begonnen werden kann. Wir müssen uns einig sein, in welche Richtung wir gehen bzw. was wollen wir haben. Er soll 

uns auch bei dieser Entscheidungsfindung begleiten. Vielleicht könnte man sich auch Projekt mit Holzbau anschauen.  

GR Karin Eichinger wurde auch angedacht, dass man einen Kindergartenausschuss für das Projekt einrichtet. In jeder 

Fraktion sind sicherlich Personen dabei, die gerne bei dieser Findung des Projektes dabei wären. Es muss sicherlich nicht 

alles mit 19 Personen diskutiert werden. D 

Bgm. Markus Hansbauer spricht sich auch für einen Ausschuss aus. 

GV Reinhard Windhager findet auch, dass ein Kindergartenerneuerungs- und Umbauausschuss eingerichtet werden soll. 

GR Bernhard Rosenberger empfindet, dass man sich schon mit Herrn Thoma noch zusammensitzen hätte können bzw. 

in anhören hätte können. 

Bgm. Markus Hansbauer spricht noch das zweite Angebot von Baumeister Buchinger über die Planung und Bemessung 

an. 

GR Sascha Hübsch es wäre schon noch interessant, dass man ein zweites Angebot eingeholt hätte.  

GV Michael Desch findet auch, dass die Einreichplanung für das Projekt das Wichtigste ist. Beim zweiten Angebot sollte 

noch ein weiteres Angebot eingeholt werden.  

GV Reinhard Windhager sagt, dass über das zweite Angebot heute noch nicht gesprochen werden muss. Das Wichtigste 

ist die Einreichplanung. Es sind die Behördengänge beim ersten Angebot abgedeckt. Das zweite Angebot wird erst dann 

spruchreif, wenn wir wissen, wie alles wird.  

GR Franz Schabetsberger findet, dass es nicht so einfach ist, wenn er die Projektplanung durchführt, kann man keinen 

anderen nicht mehr fragen. Die Idee ist sein geistiges Eigentum und das braucht er nicht weitergeben – er gibt es der 

Gemeinde weiter jedoch keiner anderen Firma.  

GV Reinhard Windhager widerspricht der Aussage, es ist definitiv nicht so. Er erläutert die Situation einer anderen 

Gemeinde, wo die Gemeinde nicht mehr mit dem Architekten zusammengekommen ist, das Projekt wurde jedoch von 

einem anderen Architekten dann durchgeführt. 
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GR Karin Eichinger gibt es das auch schriftlich, dass uns die Pläne gehören, das wäre ein wichtiger Punkt.  

1. Vizebgm. Johann Schmidseder ist der Meinung, das wäre dasselbe, wenn wir das Büro Oberlechner wechseln würden, 

wir könnten trotzdem die ganzen Daten verwenden. 

GV Michael Desch ist auch der Meinung, dass es abgeklärt werden soll, falls wir uns nochmals umentscheiden.  

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass das vorliegende Angebot für die Einreichplanung in der Höhe von 35.400,00 

Euro an Baumeister Josef Buchinger aus Andorf vergeben wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

18 „JA“-Stimmen, 1 „Stimmenthaltung“ (GR Bernhard Rosenberger) 
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TOP 16. Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.7 - „ehemalige ÖBB-Häuser“ und Änderung 

des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2.4 – Behandlung der eingebrachten Stellungnahmen 

(Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Der Grundsatz wurde bereits in der Gemeinderatssitzung am 27.01.2022 beschlossen und wurde darauffolgend das 

Verfahren für die Stellungnahmen eingeleitet. Im Zuge des Grundsatzbeschlusses lag bereits die Bekanntgabe von 

Planungsinteressen des Grundeigentümers sowie die ortsplanerische Stellungnahme vor. 

Die eingetroffenen Stellungnahmen wurden von den Fraktionen vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.  

Im Rahmen des Umwidmungsverfahrens ist ein Oberflächenentwässerungskonzept der Abt. Wasserwirtschaft und  

Abt. Raumordnung vorzulegen. Seitens der Marktgemeinde Riedau wurde beim Büro Oberlechner ein 

Oberflächenentwässerungskonzept in Auftrag gegeben. Am 06. September 2022 wurde das positive 

Oberflächenentwässerungskonzept vom Büro Oberlechner vorgelegt. Die Unterlagen werden seitens der 

Marktgemeinde im Zuge der Vorlage zur Genehmigung an die Landesregierung vorgelegt. 

 

Folgende Dienststellen wurden gem. § 33 (2) Oö. ROG um Stellungnahme ersucht: 

1) Amt der Oö. Landesregierung – Abt. Raumordnung 

2) Gemeinde Zell an der Pram 

3) Landwirtschaftskammer Oö.  

4) Wirtschaftskammer Oö 

5) Arbeiterkammer Oö. 

6) Energie AG 

7) ÖBB Immobilienmanagement 



 

-7
1

- 

 

 



 

-7
2

- 

 

 



 

-7
3

- 

 

 



 

-7
4

- 

 

 



 

-7
5

- 

 

 



 

-7
6

- 

 

 



 

-7
7

- 

 

 



 

-7
8

- 

 

 



 

-7
9

- 

 

 



 

-8
0

- 

 

 



 

-8
1

- 

 

 



 

-8
2

- 

 

 

 
 



 

-83- 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag zur vorliegenden Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.7 – „ehemalige ÖBB-

Häuser“ und die Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2.4 einen Durchführungsbeschluss vollinhaltlich zu 

fassen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.   
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TOP 17. Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 5 „Schwaben-Süd“– Behandlung der eingebrachten 

Stellungnahmen (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Tagesordnungspunkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung vom Vorsitzenden abgesetzt. 
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TOP 18. Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.8 - „Rotes Kreuz“ und Änderung des Örtlichen 

Entwicklungskonzeptes Nr. 2.5 – Einleitung des Verfahrens (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Im geplanten Bauland ist die Errichtung einer Rot-Kreuz-Dienststelle, als Ersatz für den bisherigen Standort in der 

Johann-Raaberstraße, geplant. Südlich dazu ist auf dem Gemeindegrundstück 57/5 die Errichtung eines 

Retentionsbeckens vorgesehen. 

Es soll der Grundsatzbeschluss über die Einleitung des Verfahrens eingeleitet werden. 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Verfahrens der vorliegenden Änderung 

des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.8 – „Rotes Kreuz“ und die Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2.5 

vollinhaltlich zu fassen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 19. Löschungserklärung Baurecht – KG Riedau, EZ 536 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Löschungserklärung für die Liegenschaft Schulplatz 134 in der KG 

48129 vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 20. Anpassung der Tarife für die Schülerausspeisung ab dem Schuljahr 2022/2023 (Beratung 

und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

 

Vorschlag Familienausschuss:  einheitlich pro Portion/Kind 3,40 Euro (bisher 3,30/3,00 Euro) 

    Erwachsene    5,00 Euro (bisher 4,50 Euro) 

 

GR Karin Eichinger kann sich vorstellen, dass bei Schulkindern (Volks- und Mittelschule) ein einheitlicher Preis von 3,30 

Euro bezahlt wird. Bei Krabbelgruppe/Kindergarten sind die Portionen anders, da sind 3,30 Euro zu viel, da die Portionen 

auch anders/kleiner sind. Damit hat sie ein Problem, dass der Preis gleich wie bei den Schulkindern angepasst wird. Wie 

ist es mit Geschwisterpaaren, wäre hier eine Staffelung möglich? Bei den Erwachsenen sind 5,00 Euro in Ordnung.  

GR Anna Wimmer meldet sich zum Thema „Familien mit mehr Kindern“. Es wurde auch im Prüfungsausschuss bereits 

kurz überlegt, ob es Familien mit mehr Kindern gibt?  

GR Sascha Hübsch meldet sich dazu zu Wort. Es gibt ja die Möglichkeit, wenn man eine ganze Woche Essen geht, dass 

es aktuell billiger ist, als wenn man vereinzelte Tage geht. Bei der Krabbelgruppe sind aktuell sechs Kinder. Es wurde 

auch über die Krabbelgruppe beim Prüfungsausschuss nicht gesprochen. 

GR Anna Wimmer verliest die unterschiedlichen Tarife der Gemeinden im Bezirk Schärding. Es gibt im Bereich 

Krabbelstube bei den Gemeinden Andorf, Esternberg und Zell/Pram andere Tarife. 

GR Sascha Hübsch man muss auch anmerken, dass GR Thomas Klugsberger den Wunsch geäußert hat, dass ein 

Einheitspreis gestaltet werden soll für die Abrechnung, auch bei Wechsel von Krabbelstube auf Kindergarten.  

GV Michael Desch erwünscht für eine Erhöhung immer Zahlen/Fakten. Wir sind immer schnell mit erhöhen, aber Zahlen 

haben wir immer keine. 

Bgm. Markus Hansbauer gibt die aktuellen Portionen bekannt: Kindergarten waren aktuell 35 Kinder, Krabbelstube 

werden nur die Anzahl der Portionen bekannt gegeben. In der Mittelschule sind es ca. 80 Kinder und in der Volksschule 

sind es ca. 60 Kinder. 

GV Michael Desch erwünscht für die nächsten Sitzungen immer Zahlen, auch wenn es für die Gemeinde ein gewisser 

Aufwand ist, aber man tut sich leichter. 

GR Franz Schabetsberger schlägt vor, dass wir aufgrund der derzeitigen Lage auf eine Erhöhung zu verzichten. Man soll 

sich Zahlen vorbereiten. Die armen Familien treffen die Preissteigerung enorm. Er glaubt, die Marktgemeinde Riedau 

ist sicherlich nicht angewiesen auf diese Erhöhung, wenn sogar die Stadt Salzburg auf eine Erhöhung verzichtet. 

GV Michael Desch da bin ich nicht deiner Meinung - bei das Erwachsenen würde ich auf alle Fälle erhöhen, wo bekommt 

man um 5,00 Euro ein Essen?  

GR Anna Wimmer spricht auch die Situation beim Einkaufen an. Es wurde auch mit der 1. Schulköchin gesprochen, diese 

müsste beim Einkaufen auf billigere Produkte umsteigen. Es ist sicherlich wichtig, eine gute Qualität zu kaufen. 

GV Reinhard Windhager ist es auch ein Anliegen, dass es gutes Essen gibt. Eine Preisanpassung sollte nicht auslösen, 

dass billige Produkte eingekauft werden, es soll die Qualität passen.  

GR Franz Schabetsberger er glaubt nicht, dass unsere Schulköchin beauftragt werden muss, dass sie billig einkauft. Der 

Abgang von der Schülerausspeisung kommt nicht vom Essen, sondern vom Personal. Derzeit arbeiten wir mit einem 
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Euro pro Portion und das schon über Jahre. Es spielt keine Rolle, aber es muss es uns wert sein, diese Diskussion 

brauchen wir. Die Qualität muss nach wie vor gleichbleibend sein.  

GV Michael Desch schlägt vor, dass man heute die Erhöhung für Kindergarten/Krabbelstube mit 3,00 Euro/2,90 Euro 

und für Volksschule/Mittelschule 3,40 Euro zu machen. Die Unterscheidung auf Tage findet er nicht sinnvoll. 

GR Anna Wimmer meldet sich zu Wort, dass die Unterscheidung auch bereits in ein paar Gemeinde gehandhabt wird. 

Eine Unterscheidung in Tage ist nicht sinnvoll.  

1. Vizebgm. Johann Schmidseder schlägt vor, dass für Kindergarten/Krabbelstube 3,00 Euro, Volksschule/Mittelschule 

3,40 Euro und für Erwachsenen 5,50 Euro festgelegt wird. 

GR Karin Eichinger möchte anmerken, dass für weitere Erhöhungen die Zahlen benötigt werden, weil sonst kann nichts 

beschlossen werden, das sind nur Hauruckaktionen. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die Tarife für die Schülerausspeisung ab dem Schuljahr 2022/2023 wie folgt 

festgelegt werden: Kindergarten/Krabbelstube mit 3,00 Euro/Portion, Volks- und Mittelschule 3,40 Euro/Portion und 

für Erwachsene 5,50 Euro/Portion.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

16 „JA“-Stimmen, 3 „Stimmenthaltungen“ (GR Franz Schabetsberger, GR Karin Eichinger, ER Kerstin Helml) 
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TOP 21. Anpassung des Tarifes für den Elternbeitrag für die Busbegleitung beim 

Kindergartentransport ab dem Schuljahr 2022/2023 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

Vorschlag Familienausschuss:      18,00 Euro (bisher 13,00 Euro) 

 

GR Anna Wimmer verliest die Tarife der Gemeinden aus dem Bezirk Schärding.  

GV Michael Desch gibt bekannt, dass er sich der Stimme enthalten wird, da ein Ausschussmitglied 17,00 Euro gefordert 

hat.  

GR Franz Schabetsberger man darf in der derzeitigen Situation nicht unnötig Preise nach vorne fahren. 

GR Sascha Hübsch stimmt sich für eine Erhöhung.  

GR Anna Wimmer gibt bekannt, dass es durchschnittlich 16 Kinder sind, die mit dem Kindergartenbus fahren. Es sind 

Ausgaben von ca. 14:000 Euro und Einnahmen von 1.000 Euro. Es sind ca. 10.000 Euro für Förderung. Es bleibt somit 

der Gemeinde ca. ein Abgang von 3.000 Euro. 

GR Karin Eichinger glaubt auch daran, dass die Busunternehmen auch sehr kämpfen. Riedau ist ein kleines 

Gemeindegebiet. Eine Erhöhung wurde länger schon nicht mehr durchgeführt, spricht sie sich auch für eine Erhöhung 

aus. 

GR Anna Wimmer gibt bekannt, dass wir im Gemeindevergleich sehr weit unten. Mit 18,00 Euro sind wir auch kein 

Wucher.  

GR Sascha Hübsch es sind nur zwei Gemeinde billiger. Auch die Gemeinde Zell/Pram wird erhöhen. Da schon länger 

nicht mehr erhöht worden ist, da sind wir selber schuld. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder fragt nach, ob eine Indexanpassung sinnvoll wäre? 

GR Karin Eichinger findet eine Indexanpassung nicht gut. Eine fixe Anpassung findet sie eher schwierig. 

GV Michael Desch findet auch eine Indexanpassung nicht gut.  

1. Vizebgm. Johann Schmidseder wir können nicht immer die Augen verschließen, die Gemeinde muss auch liquid sein. 

ER Stefan Jebinger wie erfolgt die Abrechnung? 

AL Petra Langmaier erläutert die Abrechnung vom Unternehmen Gumpoltsberger. Die Abrechnung wird monatlich 

geschickt, bei der Abrechnung werden die Angaben der Kinder bzw. die Kilometer aufgelistet. 

GR Franz Schabetsberger die Abrechnung erfolgt generell nach Kilometer. Das ist das Problem in Riedau, da er nicht viel 

Kilometer zusammenbringt. Es gibt Gemeinden, wo keine Aufsicht gemacht wird.  

GR Anna Zallinger möchte auf die Wertschätzung eines Bustransportes hinweisen. Es müssen die Kinder eingepackt 

werden, es ist sicherlich nicht viel Geld für einen qualitativen Transport. Es soll auch den Eltern was wert sein.  

GR Bernhard Rosenberger fragt nach, ob das Busunternehmen auch die letzten Jahre nicht erhöht hat? 

Dies wurde von einigen Mitgliedern mit „Ja“ beantwortet. 
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GR Franz Schabetsberger gibt bekannt, dass es verschiedene Parameter für die Busunternehmen gibt. 

GR Sascha Hübsch die unterschiedlichen Berechnungen sind dadurch entstanden, weil immer unterschiedlich Kinder 

fahren und dass es auch unterschiedliche Kilometer dadurch sind. Was aber schon Fakt ist, dass wir die letzten Jahre 

nicht erhöht haben, obwohl die Preise an die Gemeinde durch das Busunternehmen schon erhöht worden sind.  

GR Anna Wimmer schließt sich der Meinung von GR Anna Zallinger an und möchte auch nochmals auf die Wertigkeit 

eines Bustransportes hinweisen. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der Tarif für die Busbegleitung ab dem Schuljahr 2022/2023 auf 17,00 Euro 

festgelegt wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

17 „JA“-Stimmen, 2 „Stimmenthaltungen“ (GR Franz Schabetsberger, 1. Vizebgm. Johann Schmidseder) 
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TOP 22. Bericht des Bürgermeisters 
 

Der Vorsitzenden berichtet über folgende Punkte: 

- Eröffnung Polizeistation 

Der Gemeinderat ist offiziell zu der Eröffnung am 28. Oktober 2022 ab 09:30 Uhr eingeladen. Im Anschluss ist 

der Tag der offenen Tür für die Bevölkerung. 

 

- Klima- und Energiemodellregion 

Informationen werden noch per Mail weitergeleitet, bitte um Rückmeldung vom Gemeinderat. 

 

TOP 23. Allfälliges 
 

GR Karin Eichinger fragt nach bzgl. dem Wohnblock gegenüber dem Friedhof. Was ist momentan der aktuelle Stand. Es 

gibt bereits Spekulationen, dass die Gemeinde das kaufen würde? 

Bgm. Markus Hansbauer erläutert die aktuelle Situation und den aktuellen Stand darüber. Die Baustelle wurde am 

12.07.2022 durch die Bauherren selbst eingestellt. Er gab auch bekannt, dass wir von ihm hören werden. Die 

Wasserleitung könnte man theoretisch umlegen. Es wurden auch schon Recherchen über das 800-Rohr durchgeführt, 

wer das Rohr verlegt hat, wissen wir nicht. Der Verkäufer, welche das Grundstück an die Fa. Hausruck-Wohnbau verkauft 

hat, hat auch schon Rücksprache gehalten. 

GR Bernhard Rosenberger fragt nach, ob es auch sicher ist, dass da auf die Gemeinde nichts zurückfallen kann. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder sagt, sicherstellen kann man da momentan gar nichts. 

Bgm. Markus Hansbauer gibt auch bekannt, dass wir momentan noch nichts gefunden haben über den Kanal. Es gibt 

nur Spekulationen über das Gut Achleiten.  

GV Michael Desch sagt, dass eventuell dieser Graben vom Gut Achleiten verrohrt worden ist. Er sieht bei der Gemeinde 

da keine Schuld. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder das mit der Wasserleitung, das muss ja irgendwo schon besprochen worden sein. 

Außer es sind Sachen versprochen worden, von dem Keiner was weiß. 

Bgm. Markus Hansbauer geht grundsätzlich davon aus, dass wir nichts zum Befürchten haben. 

GR Sascha Hübsch von welcher Investitionssumme geht man da aus, denn es sind ja schon zwei Monate Baustopp? 

Bgm. Markus Hansbauer weiß dazu leider keine Summe.  

GR Karin Eichinger fragt nach ob, eventuell eine Beleuchtung am Schlossgrund gemacht werden kann? Das war schon 

Thema beim ersten Wohnblock. 

GR Bernhard Rosenberger wünscht, dass die Tafel in Kellerleiten wieder aufgestellt werden soll.  

GV Michael Desch wünscht folgende Protokollierung: „Wie viele Asylanten sind derzeit in Riedau wohnhaft“ 

Bgm. Markus Hansbauer gibt bekannt, dass es aktuell 14 Personen sind. 

GV Michael Desch fragt, wenn die Asylanten Arbeitsleistung erbringen, dürfen wir 3,00 bis 5,00 Euro zahlen. Warum 

zahlen wir den Höchstbetrag? 

AL Petra Langmaier gibt bekannt, dass dazumal bei der Gemeinde in Altschwendt nachgefragt worden ist. Die Gemeinde 

Altschwendt bezahlt 5,00 Euro. 



 

-101- 

 

GV Michael Desch das ist also die einzige Begründung, warum wir den Höchstbetrag zahlen, weil eine andere Gemeinde 

den Höchstbetrag bezahlt. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass sich für 3,00 Euro von uns schon keiner umdreht…. 

GV Michael Desch unterbricht Bgm Markus Hansbauer. Er ist der Meinung, dass die Arbeitsleistung, welche von den 

Asylanten gebrachten werden, mit 5,00 Euro netto zu viel ist. Er fordert Bgm. Markus Hansbauer auf, dass die Leute ab 

morgen nicht mehr arbeiten. Hat Frau Prucha ein zweites Objekt im Auge in Riedau. 

Bgm. Hansbauer gibt bekannt, dass er von einem zweiten Objekt nichts weiß. 

GR Anna Zallinger glaubt auch, dass die Arbeit mit den Asylanten sehr gut funktioniert. Sie findet es sehr schlimm, wenn 

man es auf Kosten reduziert. Wenn man den Asylanten gut Deutsch lernt und sie gut integriert, dann profitieren wir alle 

davon. 

ER Roswitha Krupa meldet sich dazu auch zu Wort, der Parkplatz bei ihrem Wohngebäude wurde bereits zum zweiten 

Mal gegrast, und sie haben es immer super gemacht.  

GR Anna Zallinger erläutert die verschiedenen Status der Asylanten. Es funktioniert super, es wurde in ganz Riedau 

gegrast. Es soll positiv gesehen werden und nicht auf die 5,00 Euro gesehen werden. 

GR Karin Eichinger spricht sich auch für die Asylanten aus.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass auch die Asylanten teilweise beim herumsitzen bzw. rauchen erwischt worden sind.  

GV Reinhard Windhager fragt GV Michael Desch, dass er nicht mich der Ausführung bzw. Qualität der Asylanten 

zufrieden ist. 

Die Frage wurde von GV Michael Desch mit der Antwort „Das ist richtig“ bestätigt.  

GV Reinhard Windhager sagt dazu, es ist sogar gesetzlich hinterleget, dass einem eine Pause zusteht. Er ist der 

Meinung, dass Riedau sehr gut von Unkraut befreit worden ist. Es steht ihnen auch zu, dass sie einmal rauchen. Die 

Arbeit von den Asylanten ist sehr sinnvoll und vernünftig. Bevor sie herumsitzen, ist es sicher wichtiger, dass sie einer 

Tätigkeit nachgehen.  

GV Michael Desch fragt dazu, ob es wichtig ist, eine Tätigkeit mit 3,00 Euro oder mit 5,00 Euro auszuführen? 

Die Frage wurde von GV Reinhard Windhager mit der Antwort „Definitiv mit 5,00 Euro“ bestätigt.  

GV Michael Desch wünscht, dass, wenn die Arbeiten der Asylanten beendet worden sind, er eine Aufstellung haben 

möchte. 

AL Petra Langmaier gibt dazu bekannt, dass die Unterlagen jederzeit bei Katharina Niedermayer (Finanzbuchhaltung) 

angefordert werden können. 

Bgm. Markus Hansbauer bedankt sich für die konstruktive Zusammenarbeit. 

 

 

Keine weiteren Wortmeldungen 
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Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der 

Vorsitzende die Sitzungen um 21:00 Uhr. 

 

 

 

 

 

  

Der Vorsitzende  Schriftführer 

 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 09. Juni 2022 wurden 

keine - folgende - Einwendungen erhoben 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom __________ 

keine Einwendungen erhoben wurden - über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde 

und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) OÖ. Gem0 1990 als genehmigt gilt.  

 

Riedau, am ……………………………..     

 

 

 

 

 

 

 

 

 Der Vorsitzende  

   

 

 

 

 

  

ÖVP GV Reinhard Windhager  FPÖ GV Michael Desch 

 

 

 

 

  

SPÖ GR Karin Eichinger  LISTE GR Bernhard Rosenberger 

 


